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ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

zu dem Bericht 2022 der Kommission über Montenegro
(2022/2202(INI))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf das Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen zwischen den 
Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Republik 
Montenegro andererseits1, das am 1. Mai 2010 in Kraft trat,

– unter Hinweis auf den Antrag Montenegros vom 15. Dezember 2008 auf Beitritt zur 
Europäischen Union,

– unter Hinweis auf die fünfte Tagung der Beitrittskonferenz mit Montenegro auf 
Stellvertreterebene vom 30. Juni 2020 in Brüssel, auf der die Verhandlungen über das 
letzte überprüfte Kapitel 8 zur Wettbewerbspolitik aufgenommen wurden,

– unter Hinweis auf die Stellungnahme der Kommission vom 9. November 2010 zum 
Antrag Montenegros auf Beitritt zur Europäischen Union (COM(2010)0670), den 
Beschluss des Europäischen Rates vom 16./17. Dezember 2010, Montenegro den Status 
eines Bewerberlandes zuzuerkennen, und den Beschluss des Europäischen Rates vom 
29. Juni 2012 über die Aufnahme von Verhandlungen über den Beitritt zur EU mit 
Montenegro,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2021/1529 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 15. September 2021 zur Schaffung eines Instruments für 
Heranführungshilfe (IPA III)2,

– unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Vorsitzes des Europäischen Rates bei der 
Tagung des Europäischen Rates vom 19./20. Juni 2003 in Thessaloniki,

– unter Hinweis auf die Erklärungen der Gipfeltreffen EU-Westbalkanstaaten vom 
17. Mai 2018 in Sofia, vom 6. Mai 2020 in Zagreb, vom 6. Oktober 2021 in Brdo pri 
Kranju und vom 6. Dezember 2022 in Tirana,

– unter Hinweis auf den Berlin-Prozess, der am 28. August 2014 auf den Weg gebracht 
wurde,

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 5. Februar 2020 mit dem Titel 
„Stärkung des Beitrittsprozesses – Eine glaubwürdige EU-Perspektive für den 
westlichen Balkan“ (COM(2020)0057),

1 ABl. L 108 vom 29.4.2010, S. 3.
2 ABl. L 330 vom 20.9.2021, S. 1.

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=uriserv:OJ.L_.2010.108.01.0003.01.ENG
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– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 29. April 2020 mit dem Titel 
„Unterstützung des westlichen Balkans bei der Bekämpfung von COVID-19 und beim 
Wiederaufbau nach der Pandemie“ (COM(2020)0315),

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 6. Oktober 2020 mit dem Titel 
„Ein Wirtschafts- und Investitionsplan für den Westbalkan“ (COM(2020)0641),

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 19. Oktober 2021 mit dem Titel 
„Mitteilung 2021 über die Erweiterungspolitik der EU“ (COM(2021)0644) und die 
entsprechende Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen mit dem Titel 
„Montenegro 2021 Report“ (Bericht über Montenegro 2021) (SWD(2021)0293),

– unter Hinweis auf die länderspezifische Bewertung des Wirtschaftsreformprogramms 
Montenegros vom Juli 2021 durch die Kommission und den entsprechenden Überblick 
und auf die gemeinsamen Schlussfolgerungen des Wirtschafts- und Finanzdialogs 
zwischen der EU, dem westlichen Balkan und der Türkei, die am 12. Juli 2021 vom Rat 
angenommen wurden,

– unter Hinweis auf die Regierungskonferenzen EU-Montenegro über den Beitritt vom 
22. Juni 2021 und vom 13. Dezember 2021,

– unter Hinweis auf die elfte Tagung des Stabilitäts- und Assoziationsrats EU-
Montenegro vom 14. Juli 2022 in Podgorica,

– unter Hinweis auf die Erklärung und die Empfehlungen, die auf der 20. Tagung des 
Parlamentarischen Stabilitäts- und Assoziationsausschusses EU-Montenegro am 
2. Dezember 2021 verabschiedet wurden,

– unter Hinweis auf den Beitritt Montenegros zur NATO am 5. Juni 2017,

– unter Hinweis auf seine Empfehlung vom 19. Juni 2020 an den Rat, die Kommission 
und den Vizepräsidenten der Kommission und Hohen Vertreter der Union für Außen- 
und Sicherheitspolitik zum westlichen Balkan im Anschluss an das Gipfeltreffen 20203,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 15. Dezember 2021 zu der Zusammenarbeit 
bei der Bekämpfung der organisierten Kriminalität im Westlichen Balkan4,

– unter Hinweis auf seine Empfehlung vom 23. November 2022 an den Rat, die 
Kommission und den Vizepräsidenten der Kommission und Hohen Vertreter der Union 
für Außen- und Sicherheitspolitik zur neuen EU-Erweiterungsstrategie5,

– unter Hinweis auf seine früheren Entschließungen zu Montenegro,

– gestützt auf Artikel 54 seiner Geschäftsordnung,

– unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
(A9‑0000/2023),

3 ABl. C 362 vom 8.9.2021, S. 129.
4 ABl. C 251 vom 30.6.2022, S. 87.
5 ABl. L 167 vom 11.5.2023, S. 105.

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=uriserv:OJ.C_.2021.362.01.0129.01.ENG
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=uriserv:OJ.C_.2022.251.01.0087.01.ENG
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=uriserv:OJ.C_.2023.167.01.0105.01.ENG
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A. in der Erwägung, dass die Erweiterung das wirksamste außenpolitische Instrument der 
EU ist und eine strategische und zukunftsorientierte geopolitische Investition in Frieden, 
Stabilität und Sicherheit darstellt;

B. in der Erwägung, dass fast 80 % der Bürgerinnen und Bürger Montenegros eine 
künftige EU-Mitgliedschaft unterstützen;

C. in der Erwägung, dass Montenegro nach wie vor ein Bewerber für den Beitritt zur EU 
und ein NATO-Verbündeter ist;

Engagement für den EU-Beitritt

1. würdigt das langjährige Engagement Montenegros für die Integration in die Union, das 
durch ein hohes Maß an öffentlicher Unterstützung untermauert wird: bekräftigt seine 
Unterstützung für Montenegro in diesem Zusammenhang; betont, dass Fortschritte bei 
den Verhandlungen von der Erfüllung der Zwischenkriterien im Bereich der 
Rechtsstaatlichkeit abhängen; bedauert, dass in den letzten sechs Jahren keine Kapitel 
abgeschlossen wurden;

2. bedauert, dass große politische Spannungen und die starke Polarisierung, die fehlende 
Konsensbildung bei Fragen von nationalem Interesse und das Fehlen eines 
parteiübergreifenden Dialogs den Fortschritt bei EU-bezogenen Reformen aufgehalten 
und Montenegro in eine tiefe politische und institutionelle Krise gestürzt haben:

3. nimmt die Ergebnisse der Präsidentschaftswahl vom März 2023 und der vorgezogenen 
Parlamentswahl vom Juni 2023 zur Kenntnis; legt dem Präsidenten, dem neuen 
Parlament und der Regierung nahe, den Schwerpunkt auf die wichtigsten Reformen zu 
legen, die erforderlich sind, damit das Land Fortschritte bei der Integration in die Union 
erzielen kann, und ist weiterhin bereit, mit allen politischen Akteuren 
zusammenzuarbeiten, um das Land dabei zu unterstützen, seinen strategischen Kurs 
beizubehalten;

4. begrüßt die vollständige Angleichung Montenegros an die Außen- und 
Sicherheitspolitik der EU, einschließlich aller infolge des Angriffskriegs Russlands 
gegen die Ukraine verhängten Sanktionen; würdigt die materielle und humanitäre 
Unterstützung der Ukraine durch Montenegro;

5. begrüßt die aktive Beteiligung Montenegros an Missionen und Operationen der 
Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik sowie an NATO-Missionen;

6. ist nach wie vor ernsthaft besorgt über böswillige Einflussnahme aus dem Ausland, 
Destabilisierungsversuche und Desinformationskampagnen durch ausländische Akteure 
in Montenegro; stellt fest, dass religiöse Einrichtungen als Instrument äußerer 
Einflussnahme genutzt werden können und verurteilt die Einmischung Serbiens in 
diesem Zusammenhang;
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7. verurteilt den beispiellosen Cyberangriff im August 2022 auf die digitale Infrastruktur 
Montenegros; fordert Montenegro nachdrücklich auf, seine diesbezügliche 
Widerstandsfähigkeit aktiv zu stärken, indem es die Strategie im Hinblick auf die 
Abwehr hybrider Bedrohungen und den einschlägigen Aktionsplan annimmt;

8. fordert die Kommission und den Europäischen Auswärtigen Dienst auf, die Sichtbarkeit 
der EU in dem Land zu verbessern;

9. legt Montenegro nahe, die parlamentarische Zusammenarbeit im Rahmen des 
Parlamentarischen Stabilitäts- und Assoziationsausschusses wieder aufzunehmen;

Demokratie und Rechtsstaatlichkeit

10. bedauert, dass das Parlament Montenegros im Dezember 2022 das umstrittene Gesetz 
zur Änderung des Präsidentschaftsgesetzes angenommen hat; begrüßt, dass das 
Verfassungsgericht das Verfahren zur Überprüfung der Verfassungsmäßigkeit des 
Gesetzes eingeleitet hat;

11. begrüßt die Ernennung von drei neuen Verfassungsrichtern als positiven Schritt zur 
Lösung der Verfassungskrise: bedauert, dass das Verfassungsgericht seit September 
2022 nicht beschlussfähig war; fordert das neue Parlament auf, Ernennungen von 
Richtern und Staatsanwälten vorrangig abzuschließen;

12. fordert erneut, dass Lokalwahlen am selben Tag stattfinden; begrüßt, dass die 
Kommunalwahlen in 14 Gemeinden am selben Tag im Oktober 2022 stattfanden; 
fordert einen soliden Rechtsrahmen in diesem Zusammenhang;

13. stellt fest, dass die Präsidentschaft- und Parlamentswahlen 2023 insgesamt von 
Wettbewerb geprägt und gut organisiert waren und dass die Kandidaten einen 
weitgehend freien Wahlkampf führen konnten und über gleiche Möglichkeiten 
verfügten, um die Wähler zu erreichen; ist weiterhin besorgt über die Anfälligkeit der 
Medien für interne und externe Einflussnahmen, was die Wahlkampfberichterstattung 
betrifft;

14. fordert Montenegro nachdrücklich auf, strafrechtlich auf glaubwürdige und wirksame 
Weise auf Korruption zu reagieren; nimmt die Verbesserung bei der 
Korruptionsprävention und den positiven Trend bei der Arbeit der 
Korruptionsbekämpfungsbehörde zur Kenntnis;

15. nimmt die Anstrengungen zur Bekämpfung der organisierten Kriminalität durch 
Gesetzesänderungen und die Festnahme von Schlüsselfiguren zur Kenntnis; nimmt die 
gestiegene Anzahl rechtskräftiger Verurteilungen zur Kenntnis, ist aber weiterhin 
besorgt über die langwierigen Verfahren und die häufigen Vertagungen;

16. begrüßt die zweite Bürgerversammlung in Montenegro und den anschließenden Besuch 
der Teilnehmenden im Europäischen Parlament;
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Grundfreiheiten und Menschenrechte

17. fordert Montenegro auf, seine Bemühungen zur Bekämpfung von Hetze, Belästigung im 
Internet, von der Politik beeinflusster Berichterstattung und ausländischer 
Einflussnahme in den montenegrinischen Medien zu verstärken;

18. ist besorgt über die starke politische Polarisierung in der Medienlandschaft und den 
Druck, der infolge des Ausbaus des Wettbewerbs regionaler Medien auf dem lokalen 
Medienmarkt lastet;

19. begrüßt einige positive Schritte wie die Einführung härterer Strafen für Angriffe auf und 
Drohungen gegen Journalisten und die Einsetzung einer Ad-hoc-Kommission für die 
Überwachung von Gewalt gegen die Medien; bekräftigt jedoch, dass seine 
Feststellungen und Empfehlungen wirksam umgesetzt werden müssen;

20. fordert Montenegro nachdrücklich auf, die Volks-und Wohnungszählung bis Ende des 
Jahres im Einklang mit den EU- und internationalen Standards durchzuführen;

21. begrüßt die multiethnische Identität des Landes und fordert, alle Sprachen, das 
kulturelle Erbe und die Traditionen lokaler Gemeinschaften weiterhin zu fördern und zu 
achten; bedauert, dass sich die Polarisierung und die Spaltung der Gesellschaft 
verschärft haben; betont, dass die Rechte aller Minderheiten geschützt werden müssen, 
und fordert nachdrücklich, institutionelle und rechtliche Rahmenbedingungen in diesem 
Zusammenhang zu stärken, anzuwenden und umzusetzen, einschließlich eines neuen 
Antidiskriminierungsgesetzes;

22. fordert Montenegro auf, den Zugang zur Justiz zu verbessern und eine bessere 
Weiterbehandlung und Durchsetzung der Rechte in Verfahren im Zusammenhang mit 
häuslicher Gewalt sowie einen besseren Schutz sicherzustellen;

23. bedauert, dass die Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen nach wie vor 
weitverbreitet ist; fordert die wirksame Umsetzung von Strategien, um Lücken bei der 
Wahrung der Rechte von Menschen mit Behinderungen in allen Sektoren und 
Politikbereichen zu schließen;

24. nimmt die Unterzeichnung des Grundsatzabkommens mit der serbisch-orthodoxen 
Kirche unter Kritik der Zivilgesellschaft und vor dem Hintergrund politischer 
Differenzen besorgt zur Kenntnis;

25. unterstreicht die entscheidende Rolle, die Organisationen der Zivilgesellschaft in 
funktionierenden Demokratien zukommt;

Aussöhnung und gutnachbarschaftliche Beziehungen
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26. nimmt die aktive Beteiligung Montenegros an der regionalen Zusammenarbeit zur 
Kenntnis; verweist auf seine Vorbehalte im Zusammenhang mit der Initiative „Open 
Balkan“ (Offener Balkan) und nimmt zur Kenntnis, dass Montenegro als Beobachter an 
den Gipfeltreffen im Juni und September teilnimmt;

27. begrüßt die jüngsten Vereinbarungen im Rahmen des Berlin-Prozesses;

28. fordert, dass konkrete Maßnahmen ergriffen werden, um die langjährigen bilateralen 
Streitigkeiten auf konstruktive Weise und im Geiste gutnachbarschaftlicher 
Beziehungen beizulegen;

Sozioökonomische Reformen

29. nimmt den für das erste Quartal 2023 gemeldeten Haushaltsüberschuss und das für 2024 
prognostizierte Wirtschaftswachstum mit Genugtuung zur Kenntnis; begrüßt die 
Abschwächung der Inflationsrate, stellt aber fest, dass sie nach wie vor zu den höchsten 
in Europa zählt;

30. nimmt den Rückgang des öffentlichen Schuldenstands in Montenegro zur Kenntnis, ist 
aber weiterhin besorgt über die Schwachstellen im Zusammenhang mit der 
Verschuldung; fordert Montenegro auf, weitere Maßnahmen für die langfristige 
Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen zu ergreifen und Maßnahmen zur Eindämmung 
der Schattenwirtschaft zu entwickeln;

31. begrüßt den Beschluss Montenegros, sein Programm, bei dem im Gegenzug zu 
Investitionen die Staatsbürgerschaft verliehen wird, am 31. Dezember 2022 auslaufen 
zu lassen; betont ferner, dass eine weitere Angleichung an die Visumpolitik der EU 
erforderlich ist;

32. legt Montenegro nahe, die EU-Mittel, die im Rahmen von IPA III und des Wirtschafts- 
und Investitionsplans für den Westbalkan zur Verfügung stehen, einschließlich der 
Jugendgarantie im Westbalkan, bestmöglich zu nutzen;

Energie, Umwelt, nachhaltige Entwicklung und Konnektivität

33. begrüßt das Energieförderpaket der Kommission für den westlichen Balkan;

34. fordert Montenegro auf, seine nachhaltige Energiewende zu beschleunigen; hebt hervor, 
dass bei allen neuen Projekten im Bereich der erneuerbaren Energie der Besitzstand der 
EU im Bereich Konzessionen, staatliche Beihilfen und Umwelt gewahrt werden muss;
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35. fordert Montenegro auf, die Ausarbeitung und die Annahme des nationalen Energie- 
und Klimaplans zu beschleunigen; fordert Montenegro auf, seine 
Abfallbewirtschaftungsverfahren zu verbessern und die Wasserqualität zu schützen;

°

° °

36. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung dem Präsidenten des Europäischen 
Rates, der Kommission, dem Vizepräsidenten der Kommission und Hohen Vertreter der 
Union für Außen- und Sicherheitspolitik, den Regierungen und Parlamenten der 
Mitgliedstaaten sowie dem Präsidenten, der Regierung und dem Parlament von 
Montenegro zu übermitteln.


